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Satzung 
Sportverein Blau-Weiß Dölau e. V. 

 
 

I. Grundlagen des Vereins 
 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr und Vereinsfarben 

 
1. Der Verein führt den Namen „Sportverein Blau-Weiß Dölau e. V.“, abgekürzt „BWD“. 
2. Sitz des Vereins ist in Halle.  
3. Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichtes Stendal unter der Registernummer 

20270 eingetragen. 
4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
5. Die Vereinsfarben sind Blau/Weiß. 
6. Der Verein führt folgendes Wappenzeichen:  
 

 
 

§ 2 Zweck des Vereins 
 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports.  
2. Die Ziele und die Vereinszwecke werden insbesondere erreicht durch: 

a) den Sport- und Trainingsbetrieb in den verschiedenen Abteilungen des Vereins; 
b) die Durchführung von sportlichen Veranstaltungen, Wettkämpfen, Turnieren und 

Kursen; 
c) die Errichtung und Erhaltung von Sportanlagen. 

3. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral und distanziert sich von Diskriminie-
rungen jeglicher Art. Insbesondere in Bezug auf tatsächliche oder zugeschriebene 
Merkmale wie z. B. ethnischer Herkunft, Nationalität, Sprache, Geschlecht, sexueller 
und geschlechtlicher Orientierung oder Identität, Alter oder körperlicher Einschrän-
kung. 
 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
 

1. Der Verein verfolgt im Rahmen dieser Satzung ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgaben-
ordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwe-
cke. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. 

3. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Keine Person 
darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Ansprüche auf Zahlung des 
Wertes eines Anteils am Vereinsvermögens. 
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II. Vereinsmitgliedschaft, Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
§ 4 Mitglieder des Vereins 
 

1. Mitglied kann jede natürliche und juristische Person werden. 
2. Der Verein hat folgende Mitglieder: 

a) aktive Mitglieder 
b) passive Mitglieder 
c) Ehrenmitglieder 
d) Kurzzeitmitglieder. 

3. Aktive Mitglieder sind die im Verein aktiv sportlich tätigen Mitglieder. 
4. Passive Mitglieder sind Mitglieder, die sich zwar nicht sportlich aktiv innerhalb des Ver-

eins betätigen, jedoch die Ziele und den Zweck des Vereins fördern und unterstützen. 
5. Ehrenmitglieder sind Mitglieder, die sich um die Förderung und die Arbeit des Vereins 

besonders verdient gemacht haben. Zur Ernennung als Ehrenmitglied ist ein Beschluss 
der Mitgliederversammlung erforderlich. Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung 
befreit. Sie haben jedoch die gleichen Rechte und Pflichten wie alle anderen Mitglieder.  

6. Kurzmitglieder sind Mitglieder, die nur für einen befristeten Zeitraum dem Verein ange-
hören möchten. Für Kurzzeitmitglieder gelten die Regelungen dieser Satzung, vor al-
lem die Rechte und Pflichten uneingeschränkt.   

 
§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

1. Jedes Mitglied ist verpflichtet, sich entsprechend der Satzung, den Ordnungen des 
Vereins sowie den Beschlüssen der Mitgliederversammlung zu verhalten. 

2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Vereinsinteressen zu fördern und die Ziele des Ver-
eins zu unterstützen und alles zu unterlassen, was dem Ansehen und dem Zweck des 
Vereins entgegensteht. 

3. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Beiträge fristgemäß zu leisten, zu denen es nach der 
Beitragsordnung verpflichtet ist. 

4. Jedes Mitglied hat die Anlagen und Einrichtungen des Vereins sachgerecht und pfleg-
lich zu behandeln. 

5. Jeder Anschriftenwechsel, Änderungen der Kontakt- und Bankdaten sind dem Vor-
stand mitzuteilen. 

6. Die Mitglieder sind berechtigt, an allen angebotenen Veranstaltungen des Vereins teil-
zunehmen. 

7. Die Mitglieder haben das Recht, gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversamm-
lung Anträge zu stellen. 

 
§ 6 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1. Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt durch Beschluss des Vorstands aufgrund eines 
schriftlichen Aufnahmeantrages, der an den Verein zu richten ist. 

2. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der schriftlichen Genehmigung der gesetz-
lichen Vertreter, die damit gleichzeitig die Zustimmung zur Wahrnehmung der Mitglie-
derrechte und -pflichten durch den Minderjährigen erteilen. 

3. Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand, die keiner Begründung 
bedarf, ist unanfechtbar. 

4. Die Mitgliedschaft beginnt durch die schriftliche Bestätigung durch den Verein. 
5. Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. 
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§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft 
 

1. Die Mitgliedschaft eines Mitgliedes (natürliche Person) endet durch: 
a) Austritt 
b) Ausschluss aus dem Verein 
c) Tod. 

2. Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten des Mit-
glieds gegenüber dem Verein. 

3. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprü-
che aus dem Mitgliederverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder 
sonstigen Unterstützungsleistungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. 

4. Bestehende Beitragspflichten (Schulden) gegenüber dem Verein bleiben unberührt. 
5. Das Mitglied hat das ihm zur Verfügung gestellte Vereinseigentum unaufgefordert und 

vollständig zurückzugeben. 
 
§ 8 Austritt aus dem Verein – Kündigung der Mitgliedschaft 
 

Die freiwillige Beendigung der Mitgliedschaft kann durch eine schriftliche Kündigung 
zum Quartalsende unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist gegenüber 
dem Vorstand erklärt werden. 

 
§ 9 Ausschluss aus dem Verein 
 

1. Der Ausschluss eines Mitgliedes kann erfolgen, wenn das Mitglied grob fahrlässig ge-
gen die Satzung, den Satzungszweck oder die Vereinsinteressen verstößt. 

2. Über den Ausschluss eines Mitgliedes entscheidet der Vorstand mit einfacher Stim-
menmehrheit. 

3. Dem Mitglied ist unter Fristsetzung von zwei Wochen Gelegenheit zu geben, sich vor 
dem Ausschluss zu den erhobenen Vorwürfen zu äußern. 

4. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstands steht dem Mitglied das Recht der 
Berufung innerhalb eines Monats, ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses, zu. Die 
Berufung hat in schriftlicher Form zu erfolgen.  

5. Mit dem Ausschließungsbeschluss des Vorstands ruht die Mitgliedschaft des betroffe-
nen Mitglieds bis zur endgültigen Entscheidung des Vereins.  

6. Über die Berufung entscheidet die Mitgliederversammlung.  
 
§ 10 Ordnungs- und Strafgewalt des Vereins 
 

1. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Regelungen dieser Satzung, sowie der Vereinsord-
nungen zu beachten und einzuhalten und insbesondere die Anweisungen und Ent-
scheidungen der Vereinsorgane und der Mitarbeiter des Vereins zu beachten und 
Folge zu leisten.  

2. Es ist das Ziel des Vereins ein sportliches und faires Miteinander unter den Mitgliedern 
zu gewährleisten. Dazu gehört insbesondere auch das ordnungsgemäße Verhalten in 
der Sportanlage des Vereins sowie in den sonstigen Trainingsstätten, die der Verein 
nutzt.
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3. Wenn ein Mitglied schuldhaft gegen die in dieser Satzung oder den Ordnungen des 
Vereins festlegten Tatbestände verstößt, können ihm nachfolgend bestimmte Strafen 
auferlegt werden. Für schuldhaftes Handeln genügt Fahrlässigkeit, soweit es nicht an-
ders bestimmt ist.  Als Vereinsstrafen können verhängt werden: 
a) Verwarnung 
b) Verweis 
c) Ordnungsgebühr im Einzelfall bis zu 500 Euro  
d) Befristeter Ausschluss vom Trainings- und Übungsbetrieb, sowie von der Teil-

nahme und Startberechtigung an sportlichen Veranstaltungen, Turnieren und Wett-
kämpfen 

e) Amtsenthebung. 
4. Das erforderliche Verfahren und die Ermittlungen zum Sachverhalt werden durch den 

Vorstand eingeleitet. 
5. Der betroffenen Person ist vor Verhängung der Maßnahme schriftlich Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben, um sich zu den erhobenen Vorwürfen äußern zu können 
(rechtliches Gehör). 

6. Der Vorstand entscheidet abschließend. Der Weg zu den staatlichen Gerichten bleibt 
unberührt. 

 
§ 11 Beitragsleistungen- und Pflichten 
 

1. Die Mitglieder sind verpflichtet, Beiträge fristgemäß an den Verein zu leisten, die auf 
Vorschlag des Vorstands von der Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

2. Folgende Beiträge sind durch die Mitglieder zu leisten: 
a) eine Aufnahmegebühr 
b) ein Mitgliedsbeitrag (jährlich, halbjährlich oder quartalsweise). 

3. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge und der Aufnahmegebühr wird durch die Mitgliederver-
sammlung festgesetzt. 

4. Die Höhe der jährlichen, halbjährlichen oder quartalsweisen Mitgliederbeiträge wird in 
der Beitragsordnung geregelt. 

5. Der Vorstand kann für einzelne Mitglieder Beitragsermäßigung oder ein Aussetzen des 
Mitgliedsbeitrages beschließen. Dies gilt insbesondere für Mitglieder, die sich vorüber-
gehend in einer medizinischen Notfallsituation befinden (Umfang und voraussichtliche 
Dauer sind mit einem ärztlichen Attest zu belegen) 

6. Über die Stundung oder Beitragsfreiheit entscheidet der Vorstand auf Antrag des Mit-
gliedes. 

7. Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann der der Vorstand in der Beitragsord-
nung regeln. 

 
§ 12 Erhebung von Umlagen  
 

1. Neben dem Mitgliedsbeitrag kann es im Einzelfall erforderlich sein, dass der Verein 
einen nicht vorhersehbaren größeren Finanzbedarf decken muss, der mit den regel-
mäßigen Beiträgen der Mitglieder nicht zu decken ist (z.B. nicht vorhersehbare Ver-
schuldung des Vereins, Finanzierung eines Projekts oder größere Aufgaben).  

2. In diesem Fall kann die Mitgliederversammlung die Erhebung einer einmaligen Umlage 
von den Mitgliedern beschließen. Der Beschluss ist mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen zu fassen. Die Voraussetzungen der Nichtvorhersehbarkeit 
sind zu begründen. Die Höhe der Umlage, die das einzelne Mitglied als Einmalzahlung 
zu erbringen hat, darf das sechsfache des durch das Mitglied zu leistenden Jahresmit-
gliedsbeitrages nicht übersteigen. 
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§ 13 Abwicklung des Beitragswesens 
 

1. Der Mitgliedsbeitrag ist zum jeweiligen 1. des Jahres, des Halbjahres oder des Quartals 
fällig (je nach vereinbarter Zahlungsweise). 

2. Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass das Mitglied für die Dauer der 
Mitgliedschaft dem Verein eine SEPA-Lastschriftmandat erteilt. Die Erklärung des Mit-
glieds erfolgt dazu auf dem Aufnahmeantrag. 

3. Von Mitgliedern, die dem Verein ein SEPA-Lastschriftmandat erteilt haben, wird der 
Beitrag zum Fälligkeitstermin eingezogen. 

4. Mitglieder, die nicht am Einzugsverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten Verwal-
tungs- und Bearbeitungsaufwand des Vereins im Rahmen einer Bearbeitungsgebühr 
in Höhe von 10%. 

 
III. Die Organe des Vereins 
 
§ 14 Die Vereinsorgane 
 

Die Organe des Vereins sind: 
 
a) die Mitgliederversammlung 
b) der Vorstand gemäß § 26 BGB. 

 
§ 15 Allgemeines zur Arbeitsweise der Organe und deren Mitglieder 
 

1. Jedes Amt beginnt mit der Annahme der Wahl und endet mit dem Rücktritt, der Abbe-
rufung oder der Annahme der Wahl durch den neugewählten Nachfolger im Amte. 

2. Die Organfunktion im Verein setzt die Mitgliedschaft im Verein voraus. 
3. Die weiblichen Mitglieder der Vereinsorgane führen die Amtsbezeichnung in weiblicher 

Form. 
4. Abwesende können nur dann in eine Organfunktion gewählt werden, wenn sie dazu 

die Annahme der Wahl schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt haben. 
 
§ 16 Vergütungen für die Vereinstätigkeit, Aufwendungsersatz 
 

1. Die Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Die Satzung kann hier-
von Ausnahmen ausdrücklich zulassen. 

2. Bei Bedarf können Organämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 
entgeltlich gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG aus-
geübt werden.   

3. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft der Vor-
stand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

4. Im Übrigen haben die Organmitglieder, Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwandsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch 
die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkos-
ten, Reisekosten, Büromaterialien oder Ähnliches. 

5. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von vier Wochen 
nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, 
wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, 
nachgewiesen werden. 
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§ 17 Ordentliche Mitgliederversammlung 
 

1. Die Mitgliederversammlung ist das höchste gesetzgebende Organ des Vereins. 
2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet in der Regel einmal jährlich statt. 
3. Der Termin für die Mitgliederversammlung wird durch den Vorstand vier Wochen vor-

her schriftlich unter Angabe der vorläufigen Tagesordnung bekannt gegeben. 
4. Alle Mitglieder sind berechtigt, bis 14 Tage vor dem Termin der Mitgliederversamm-

lung, schriftlich Anträge zur Tagesordnung mit Begründung beim Vorstand einzu-
reichen. Darauf ist in der Terminankündigung unter Hinweis auf die Frist hinzuweisen.  

5. Die endgültige Tagesordnung wird vom Vorstand festgelegt und mit den Beschlussvor-
lagen 10 Tage vor der Mitgliederversammlung den Mitgliedern schriftlich bekannt ge-
geben. 

6. Das Schriftformerfordernis wird auch durch die Übersendung einer E-Mail gewahrt. 
7. Durch die Bekanntgabe der E-Mail-Adresse erklärt sich das Mitglied gegenüber dem 

Verein einverstanden, die Einberufung zu den Mitgliederversammlungen des Vereins 
an diese Adresse zu erhalten. 

8. Die Einberufung wird per einfachen Brief an diejenigen Mitglieder versandt, die dies 
gegenüber dem Verein schriftlich beantragt und dem Antrag eine Begründung beige-
fügt haben, warum ihnen die Einladung per E-Mail unzumutbar ist. Mitglieder, die per 
einfachen Brief geladen werden, sind verpflichtet, die erhöhten Verwaltungskosten zu 
tragen, die der Vorstand festlegt. 

9. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

10. Die Mitglieder fassen ihre Beschlüsse 
a) in Form einer Präsenzveranstaltung mit persönlicher Anwesenheit der Mitglieder 
b) im Wege der elektronischen Kommunikation (Online-Versammlung) 
c) ohne Versammlung im Wege eines Umlaufverfahrens. 
Es gelten für die Durchführung jeweils die gleichen Voraussetzungen und Anforderun-
gen nach dieser Satzung, sofern die Satzung an anderer Stelle nichts Abweichendes 
regelt. Die Entscheidung über die Art der Beschlussfassung trifft der Vorstand per ein-
fachen Beschluss. 

11. Die Mitgliederversammlung wählt auf Vorschlag des Vorstands zu Beginn der Ver-
sammlung einen Versammlungsleiter. 

12. Beschlüsse in der Mitgliederversammlung sind mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen zu fassen. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Stimmenenthal-
tungen gelten als nicht abgegebenen Stimmen. 

13. Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen.  
14. Wenn der Antrag auf geheime Abstimmung gestellt wird, entscheidet darüber die Mit-

gliederversammlung mit 1/3 der abgegebenen Stimmen.  
15. Stimmberechtigt in der Mitgliederversammlung sind alle Mitglieder mit Vollendung des 

18. Lebensjahres. 
16. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Die gesetzlichen Vertreter der 

Minderjährigen sind von der Ausübung des Stimmrechtes ausgeschlossen. 
17. Wählbar in alle Gremien und Organen des Vereins und seine Abteilungen sind alle 

geschäftsfähigen Mitglieder mit Vollendung des 18. Lebensjahres.  
18. Änderungen des Vereinszwecks oder der Satzung bedürfen einer Mehrheit von ¾ der 

abgegebenen Stimmen.  
19. Über den Verlauf einer jeden Versammlung ist ein Protokoll zu führen, dass vom Ver-

sammlungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
20. Protokolle werden als Beschlussprotokolle geführt. 
21. Die Mitglieder haben das Recht auf Einsicht in das Protokoll der Mitgliederversamm-

lung und können binnen einer Frist von vier Wochen schriftlich Einwendungen gegen 
den Inhalt des Protokolls gegenüber dem Vorstand geltend machen. Der Vorstand ent-
scheidet über die Rüge und teilt das Ergebnis dem Mitglied mit. 
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§ 18 Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 

1. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann durch den Vorstand einberufen 
werden, wenn dies im Interesse des Vereins erforderlich ist. Die Einberufung kann 
auch im Rahmen eines Minderheitenverlangens erfolgen, wenn ein entsprechender 
Antrag in schriftlicher Form beim Vorstand von mindestens 25% der Vereinsmitglieder 
eingereicht wird. Der Vorstand muss dann innerhalb von vier Wochen eine Entschei-
dung fällen und einen Termin bekannt geben. 

2. Die Ladungsfrist beträgt dann vier Wochen. 
3. Die Bekanntmachung und die Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederver-

sammlung sowie der Tagesordnung erfolgen schriftlich durch den Vorstand. 
4. Im Übrigen gelten die Regelungen für die ordentliche Mitgliederversammlung analog. 

 
§ 19 Zuständigkeiten der ordentlichen Mitgliederversammlung 
 

Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich zuständig für folgende Vereinsangelegen-
heiten: 

 
a) Entgegennahme der Berichte des Vorstandes 
b) Entlastung des Vorstands auf der Grundlage des Berichts der Rechnungsprüfer 
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands 
d) Wahl und Abberufung der Rechnungsprüfer 
e) Änderung der Satzung und Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins 
f) Ernennung und Aberkennungen von Ehrenmitgliedschaften 
g) Beschlussfassung über eingereichte Anträge. 

 
§ 20 Vorstand gemäß § 26 BGB 
 

1. Der Vorstand gemäß § 26 BGB besteht aus 
a) dem Präsidenten/der Präsidentin (Vorsitzender/ Vorsitzende des Vereins) 
b) dem Geschäftsführer/ der Geschäftsführerin (1. Stellvertreter/ Stellvertreterin) 
c) dem Schatzmeister/ der Schatzmeisterin (2. Stellvertreter/ Stellvertreterin) 

2. Je zwei Vorstandsmitglieder vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich ge-
meinsam. 

3. Die Amtszeit des Vorstandes beträgt zwei Jahre. 
4. Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt durch Wahl in der Mitgliederversamm-

lung. Es sind getrennte Wahlvorgänge für jede Vorstandsfunktion durchzuführen. Wie-
derwahl ist möglich. 

5. Der Vorstand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer gewählt ist. Dies gilt auch für ein-
zelne Vorstandsmitglieder.  

6. Scheidet ein einzelnes Vorstandsmitglied während der laufenden Amtsperiode gleich 
aus welchen Gründen aus, so kann der Vorstand ein kommissarisches Vorstandsmit-
glied berufen. Diese Berufung ist auf jeden Fall auf die restliche Amtszeit der laufenden 
Amtsperiode des Vorstandes beschränkt und wird mit der regulären Wahl durch die 
Mitgliederversammlung hinfällig. 

7. Im Falle der vorzeitigen Abberufung und der Neubesetzung von Organmitgliedern, so-
wie des vorzeitigen Ausscheidens von Organmitgliedern, treten die nachrückenden Or-
ganmitglieder in die Amtszeit des zu ersetzenden Organmitglieds ein. Die Amtszeit be-
ginnt damit nicht neu zu laufen. 
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§ 21 Beschlussfassung des Vorstands, Vorstandssitzung 
 

1. Der Vorstand entscheidet im Rahmen der ihm zugewiesenen Aufgaben durch Be-
schluss. Beschlüsse werden grundsätzlich in Präsenzsitzungen gefasst, die der Präsi-
dent leitet. Bei dessen Abwesenheit beschließen die Vorstandsmitglieder, wer die Sit-
zung leitet.  

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn die Vorstandssitzung ordnungsgemäß einberu-
fen wurde und an der Sitzung mindestens die Hälfte der amtierenden Mitglieder teil-
nimmt. 

3. Der Vorstand ist auch dann beschlussfähig und in der Geschäftsführung nicht be-
schränkt, wenn er – gleich aus welchem Grund – nach den Regelungen dieser Satzung 
nicht vollständig besetzt ist.  

4. Sitzungen des Vorstands sind mindestens zwei Wochen vorher unter Angabe der vor-
läufigen Tagesordnung einschließlich vorliegender Anträge und Antragsunterlagen ein-
zuberufen. Die Vorstandsmitglieder können einstimmig auf die Einhaltung der La-
dungsvoraussetzungen verzichten. Über spätere – auch während der Sitzung – hinzu-
kommende, weitere Tagesordnungspunkte kann wirksam beschlossen werden, wenn 
alle Vorstandsmitglieder dem zugestimmt haben. 

5. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 

6. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Die Vorstandsmitglieder erhalten 
das Protokoll der Sitzung per E-Mail zugestellt. Das Protokoll gilt am zweiten Tag nach 
der Absendung als zugegangen. 

7. Die Beschlussfassung im Vorstand ist auch hybrid oder im Rahmen einer Video-Kon-
ferenz, einer Telefonkonferenz oder in anderer vergleichbarer Form der Beschlussfas-
sung zulässig. Die Entscheidung darüber trifft der Präsident. Ein in diesem Verfahren 
gefasster Beschluss ist wirksam, wenn ein Vorstandsmitglied nicht innerhalb einer Wo-
che nach Zugang des Protokolls dem Beschluss schriftlich widerspricht.  

8. Im Einzelfall kann der Präsident anordnen, dass die Beschlussfassung über einzelne 
Gegenstände im schriftlichen Umlaufverfahren per E-Mail erfolgt. Für die erforderliche 
Mehrheit bei der Entscheidung im Umlaufverfahren gelten die allgemeinen Regelungen 
dieser Satzung über die Beschlussfassung des Vorstands.  

9. Die Frist zur Beschlussfassung legt der Präsident im Einzelfall fest, sie muss mindes-
tens fünf Arbeitstage ab Zugang der E-Mail-Vorlage betragen. Wenn ein Vorstandsmit-
glied innerhalb dieser Frist der Beschlussfassung um Umlaufverfahren per E-Mail an 
den Vorsitzenden widerspricht, muss die Beschlussfassung in einer ordnungsgemä-
ßen Vorstandssitzung erfolgen. Wenn ein Vorstandsmitglied innerhalb der gesetzten 
Frist keine Stimme abgibt, gilt dies nicht als Zustimmung und das Umlaufverfahren ist 
gescheitert. 

 
§ 22 Aufgaben des Vorstandes im Rahmen der Geschäftsführung 
 

1. Der Vorstand leitet und führt den Verein nach Maßgabe dieser Satzung und der Ord-
nungen, wie es der Vereinszweck zur Förderung der Mitglieder und damit der Vereins-
interessen erfordert. 

2. Der Vorstand regelt im Rahmen seiner Gesamtaufgaben die Aufgaben- und Verant-
wortungsbereiche seiner Mitglieder selbst und gibt sich einen Geschäftsverteilungs-
plan. 

3. Er ist für sämtliche Vereinsangelegenheiten zuständig, soweit diese nach dieser Sat-
zung nicht ausdrücklich einem anderen Organ oder den Abteilungen zugewiesen sind. 

4. Der Vorstand ist analog § 179 Abs. 1 S. 1 AktG befugt, Änderungen der Satzung mit 
einfacher Mehrheit zu beschließen, die nur die Fassung betreffen und aufgrund von 
Forderungen des Registergerichts im Wege der Eintragung einer Satzungsänderung 
oder des Finanzamtes aus steuerrechtlichen Gründen erforderlich sind.   
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IV. Vereinsleben 
 
§ 23 Rechnungsprüfer 
 

1. Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder zwei 
Rechnungsprüfer für eine Amtsdauer von zwei Jahren.  

2. Scheidet ein gewählter Rechnungsprüfer während der Amtszeit gleich aus welchem 
Grund aus, so kann der Vorstand ein anderes Vereinsmitglied für die verbleibende 
Amtszeit der Kassenprüfer bis zur nächsten regulären Wahl berufen. 

3. Gewählt werden können nur Mitglieder des Vereins, die nicht dem Vorstand angehören 
dürfen.  

4. Den Kassenprüfern obliegt die Prüfung aller Kassen des Vereins, einschließlich der 
Abteilungskassen und etwaiger Sonderkassen/Barkassen. Die Kassenprüfer sind zur 
umfassenden Prüfung der Kassen einschließlich des Belegwesens in sachlicher und 
rechnerischer Hinsicht berechtigt und verpflichtet. 

5. Der Prüfungsbericht ist der Mitgliederversammlung vorzulegen und zu erläutern. Bei 
festgestellten Beanstandungen ist zuvor der Vorstand zu unterrichten. 

 
§ 24 Vereinsordnungen 
 

1. Der Verein gibt sich zur Regelung der internen Abläufe des Vereinslebens Vereinsord-
nungen. 

2. Alle Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht 
in das Vereinsregister eingetragen. Die Vereinsordnungen dürfen der Satzung nicht 
widersprechen. 

3. Für Erlass, Änderung und Aufhebung einer Vereinsordnung ist grundsätzlich der Vor-
stand zuständig. 

4. Vereinsordnungen können bei Bedarf insbesondere für folgende Bereiche und Aufga-
bengebiete erlassen werden: 
a) Geschäftsordnung für die Organe des Vereins 
b) Finanzordnung 
c) Beitragsordnung 
d) Wahlordnung 
e) Jugendordnung 
f) Ehrenordnung 
g) Datenschutzordnung. 

5. Zu ihrer Wirksamkeit müssen die Vereinsordnungen den Adressaten der jeweiligen 
Vereinsordnung, insbesondere den Mitgliedern des Vereins bekannt gegeben werden. 
Gleiches gilt für Änderungen und Aufhebungen.  

 
§ 25 Datenschutz 
 

1. Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der Mitglieder und Mitar-
beiter durch den Verein erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des Satzungszwecks er-
forderlich ist und eine Rechtsgrundlage oder eine ausdrückliche Einwilligung des Be-
troffenen für die Verarbeitung personenbezogener Daten vorliegt.  

2. Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten durch den Verein erfolgt 
im Rahmen der Bestimmungen der EU-Datenschutzgrundverordnung und des Bun-
desdatenschutzgesetzes. 

3. Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenerhebung- und verwen-
dung erlässt der Verein eine Datenschutzordnung, die durch den Vorstand beschlos-
sen und geändert wird.  
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§ 26 Haftungsbeschränkung 
 

1. Der Verein, seine Organmitglieder und die im Interesse und für die Zwecke des Vereins 
im Auftrag handelnden Personen haften gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis 
nicht für fahrlässig verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder im Rahmen des 
Vereinsbetriebs, bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und Geräten des Ver-
eins oder bei Veranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden oder Verluste nicht 
durch die Versicherungen des Vereins gedeckt sind. Soweit hiernach Versicherungs-
schutz besteht, ist § 31a Abs. 1 S.2 BGB nicht anzuwenden. 

2. Werden die Personen nach Abs. (1) von Dritten im Außenverhältnis zur Haftung her-
angezogen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, so haben diese ge-
gen den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der An-
sprüche sowie auf Freistellung von den Ansprüchen Dritter.  

 
V. Auflösung des Vereins, Schlussbestimmung 
 
§ 27 Auflösung des Vereins, Vermögensbindung 
 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhaltung 
einer Frist von vier Wochen einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden. 

2. Für den Beschluss zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von ¾ der abgegebe-

nen Stimmen erforderlich. 

3. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind im Falle der Auflösung 
des Vereins die Mitglieder des Vorstands nach § 26 BGB als Liquidatoren bestellt. 

4. Bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke, fällt das Vereinsvermögen nach Abdeckung aller bestehender Verbindlichkei-
ten an den Landessportbund Sachsen-Anhalt e.V. der es unmittelbar und ausschließ-
lich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 
§ 28 Gültigkeit der Satzung 
 

1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 27.04.2023 beschlossen 
und tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

2. Alle bisherigen Satzungen des Vereins treten mit der Eintragung dieser Satzung außer 
Kraft. 

 
 

Halle, den 27.04.2023 

Sylvia Kleinert Uwe Kretzschmar Heidrun Schreiber 

Präsidentin und Schatzmeister und Geschäftsführerin und 

Vorsitzende 1. Stellvertreter 2. Stellvertreterin 
 


